
289 der Beilagen zu denstenographischen Protokollen des Nationalrates X.GP. 

27. 11. 1963 

Regierungsvorlage 

I. 
Bundesgesetz vom . 

mit dem' das Allgemeine Sozialversiche­
rungsgesetz abgeändert' wird (13. Novelle 
zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1. 

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, 
BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung der Bundes­
gesetze BGBI. Nr. 266/1956, BGBl. Nr. 171/1957, 
BGBI. Nr. 294/1957, BGBI. Nr. 157/1958, BGBI. 
Nr. 293/1958, BGBl. Nr. 65/1959, BGBI. 
Nr. 290/1959, BGBI. Nr. 86/1960, BGBl. Nr. 168/ 
1960, BGBl. Nr. 294/1960, BGBI. Nr. 13/1962, 
BGBI. Nr. 85/1963, BGBl. Nr. 1841/1963 und 
BGBl. Nr. 253/1963 wird abgeändert wie folgt: 

1. § 8 Abs. 1 Z. 4 hat zu lauten: 

,,4. in der Kranken- und Unfallversicherung 
a) freiberuflich tätige bildende Künstler im 

Sinne des § 2 Abs. 2 Z .. 4 Gewerbliches 
Selbständigen -Pensionsversicherungsgesetz ; 

b) Pflichtmitglieder der Tierärztekammernim 
Sinne des § 2 Abs. 2 Z. 5 Gewerbliches 
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz. " 

2. § 36 Abs. 3 zweiter Satz hat zu lauten: 
"Das Gleiche gilt für die nach § 8 Abs. 1 Z. 4 
in der Kranken- und Unfallversicherung teilver­
sicherten Personen." 

3. Im § 44 Abs. 1 ist der P~nkt am Schluß der 
Z. 4 durch einen Strichpunkt zu ersetzen und eine 
Z. 5 mit folgendem Wortlaut anzufügen: 

,,5. bei den nach § 8 Abs. 1 Z. 4 in der 
Kranken- und . Unfallversicherung teilversicherten 
Pflichtmitgliedern der Ti,erärztekammern 

in der Krankenversicherung ein Betrag von 
täglich 100 S; 

in der Unfallversicherung ein Betrag von 
täglich 160 S." 

4. Im § 52 dritter Satz sind nach den Worten: 
"der bildenden Künstler" die Worte "und der 
Pflichtmitglieder d~r Tierärztekammern" einzu­
fügen: 

5. § 80 hat zu lauten: 

"Beitrag des Bundes. 

§ 80. (1) In der Pensionsversicherung nach 
diesem Bundesgesetz leistet der Bund für das 
Jahr 1964 einen Beitrag von 3088'6 Millionen 
Schilling. Hievon entfallen auf die 

Mill. S 

:t) Pensionsversicherungsanstalt der 
Arbeiter ...................... 1790'8 

b) Land- und Forstwirtschaftliche 
Sozialversicherungsanstalt ........ 821'0 

c) Versicherungsanstalt der österrei-
chischen Eisenbahnen ........... 74'5 

d) Pensionsversicherungsanstalt der 
Angestellten ................... 294'8 

e) Versicherungsanstalt des öster-
reichischen Bergbaues ........... 101'5 

(2) Der Beitrag des Bundes ist monatlich im 
erforderlichen Ausmaß, nach Tunlichkeit in den 
Monaten April und September mit je zwei 
Vierzehntel, in den übrigen Monaten mit je 
einem Vierzehntel zu bevorschussen." 

6. Dem § 121 Abs. 3 ist folgender Satz an­
zufügen: 

"Die Satzung kann jedoch bestimmen, daß die 
Anstaltspflege für Angehörige ab . dem Zeitpunkt 
zu gewähren ist, in dem der Versicherte die 
Wartezeit erfüllt hat." 

7. Im § 138 Abs. 2 ist der Punkt am Schluß 
der lit. d durch einen Strichpunkt zu ersetzen 
und eine lit. e mit folgendem Wortlaut anzu­
fügen: 

"e) gemäß § 8 Abs. 1 Z. 3 lit. b teilversicherte 
Pflichtmitglieder der Tierärztekammern. " 

8. a) Im § 229 Abs. 1 ist der Punkt am Schluß 
der Z. 3 durch einen Strichpunkt zu ersetzen 
und eine Z. 4 mit folgendem Wortlaut anzu­
fügen: 

,,4. in der Pensionsversicherung der Arbeiter 
beziehungsweise der Pensionsversicherung der 
Angestellten überdies vor dem Zeitpunkt der 
Einführung der Pflichtversicherung in der Pen­
sions(Renten)versicherui1g gelegene Zeiten, für 
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2 289 der Beilagen 

die der Versicherte die Ausübung einer selb­
ständigen Erwerbstätigkeit der if11 § 4 Abs. 3 
und im § 7 Z. 2 lit. b bezeichneten Art nach­
weist." 

/ b) Dem § 229 Abs. 3 ist folgender 5atz an­
zufügen: 
"Beim Vorliegen von Zeiten nach Abs. 1 Z. 4 
gelten für die Bemessung der Leistung in jedem 
vollen Kalenderjahr der Ausübung der in 
Abs. 1 Z. 4 genannten Erwerbstätigkeit 
bei Versicherten der Geburtsjahr-

gänge bis 1905 ................ 8 Monate, 
bei Versicherten der Geburtsjahr-

gänge 1906 bis 1916 ............ 7 Monate, 
bei Versicherten der Geburtsjahr-

gänge 1917, und später .......... 6 Monate 
an Ersatzzeit als erworben." 

9. Im § 243 Abs. 1 Z. 3 lit. a ist der Aus­
druck ,,§ 229 Abs. 1 Z. 1" durch den Ausdruck 
,,§ 229 Abs. 1 Z. 1 und 4" zu ersetzen. 

10. § 251 a Abs. 4 erster 5atz hat zu lauten: 
"Ersatzzeiten der Pensionsversicherung nach 
dem Gewerblichen 5elbständigen-Pensionsver" 
sicherungsgesetz aus der Zeit vor dem 1. Jänner 
1952, bei den nach § 2 Abs. 2 Gewerbliches 
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz Pflicht" 
versicherten aus der Zeit vor dem jeweiligen 
Wirksamkeitsbeginn der Bestimmungen über die 
Versicherungspflicht, und Ersatzzeiten der land­
wirtschaftlichen Zuschußrentenversicherung aus 
der Zeit vor dem 1. Jänner 1957 sind bei An­
wendung der 50nderregelung des Abs. 3 in der 
nach dem Allgemeinen 50zialversicherungsgesetz 
geregelten Pensionsversicherung nicht zu be­
rücksichtigen. " 

11. Im § 262 zweiter 5atz ist der Ausdruck 
"mindestens 50 5" durch den Ausdruck "min­
destens 53 5" zu ersetzen. 

12. a) § 292 Abs. 2 lit. I hat zu lauten: 

,,1) ein Drittel der nach dem Kriegsopferver­
sorgungsgesetz 1957, BGBL Nr. 152, und 
dem Opferfürsorgegesetz, BGBL N r. 183/ 
1947, gewährten Grund- und Eltern­
renten." 

b) § 292 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Der Richtsatz beträgt 
a) für Pensionsberechtigte aus eigener 

Pensionsversicherung . . . . . . . . .. 840 5, 
b) für Pensionsberechtigte auf Wit-

wen(Witwer)pension ............ 840 S, 

c) für Pensionsberechtigte auf Waisen­
pension 
aa) bis zur Vollendung des 24. Le-

bensjahres ................. 315 5, 
falls beide Elternteile verstor-
ben sind .................. 475 5, 

bb) nach Vollendung des 24. Le-
bensjahres ................. 560 5, 
falls beide Elternteile verstor-
ben sind .................. 840 5. 

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich für die 
Ehegattin (den erwerbsunfähigen Ehegatten) 
um 345 5 und für jedes Kind (§ 252) um 100 5, 
sofern diese Personen überwiegend vom Pen­
sionsberechtigten erhalten werden." 

13. § 292 a Abs. 2 erster 5atz hat zu lauten: 

"Unterhaltsverpflichtungen im 5inne des Abs. 1 
sind, gleichviel ob und in welcher Höhe die 
Unterhaltsleistung tatsächlich erbracht wird, zu 
berücksichtigen 

bei einem monatlichen Nettoeinkommen 
des Unterhaltspflichtigen 

von 900 5 bis 1000 5 
von mehr als 1000 5 bis 11 00 5 
von mehr als 11005 bis 12005 
von mehr als 12005 bis 13005 
von mehr als 1300 5 bis 1400 5 
von mehr als 1400 5 bis 1500 5 
von mehr als 15005 bis 16005 
von mehr als 16005 bis 17005 
von mehr als 17005 bis 18005 
von mehr als 18005 bis 19005 
von mehr als 1900 5 bis 2000 5 

mit dem 
Betrage 

von 
monatlich 

405 
555 
705 

.855 
1105 
1355 
1605 
1905 
2205 
2505 
3005." 

14. Im § 472 Abs. 3 zweiter 5atz ist der Aus­
druck ,,(§ 123 Abs. 6)" durch den Ausdruck 
,,(§ 123 Abs. 7)" Zu ersetz'en. 

15. Nach § 484 ist ein § 484 a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 
"K r a n k e n ver sie her u n g bei B e u r 1 a u­
b u n g g e gen Ein s tell u n g der B e z ü g e. 

§ 484 a. (1) Die Krankenversicherung der Bun­
desangestellten ruht bei Versicherten nicht, die 
aus dem Grund der befristeten Verwendung bei 
zwischenstaatlichen Organisationen oder im 
Rahmen der Entwicklungshilfe gegen Einstel­
lung der Bezüge beurlaubt sind. 

(2) Grundlage für die Bemessung der Beiträge 
und der Barleistungen (§§ 12 und 13' des 
BundesangesteIlten-Krankenversicherungsgesetzes 
1937) bildet die letzte unmittelbar vor der Be­
urlaubung bestandene Bemessungsgrundlage im 
5inne des § 488 Abs. 2. Der Versicherungsbei­
trag ist für die. Dauer der Beurlaubung zur 
Gänze vom Versicherten zu entrichten. 

(3) Der Dienstgeber hat dem Versicherungs­
träger den Antritt und die Dauer eines Urlaubes 
im 5inne des Abs. 1 binnen drei Tagen zu mel­
den." 
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16. Im § 488 Abs. 2 erster Satz ist der Betrag 
von 3600 S durch den Betrag von 4800 S z:u 
ersetzen. 

17. Nach § 506 ist ein Abschnitt V mit fol­
gendem Wortlaut einzufügen: 

Artikel 11, 

Neu b e m e s s u'n g der Ren t e n 
(P e n s ion e n). 

(1) Ab 1. Jänner 1964 sind die Renten aus der 
Unfallversicherung, soweit sie nicht nach festen 
Beträgen bemessen sind, neu zu bemessen, und 

"ABSCHNITT V. zwar, wenn der Versicherungsfall eingetreten ist 

Beitragsnachentrichtung bei Gewährung von vor dem 1. Jänner 1960 mit dem 1'060fachen, 
Haftentschädigung, iin Jahre 1960 mit dem 1'049fachen, 

im Jahre 1961 mit dem 1'019fachen 
§ 506 a, Zeiten einer Untersuchungshaft oder der nach Abs, 4 in Betracht kommenden Rente. 

Strafhaft, für die ein österreichisches Gericht 
rechtskräftig einen Entschädigungsanspruch Dies gilt entsprechend auch für andere Geld­
wegen ungerechtfertigter Untersuchungshaft leistungen aus der Unfallversicherung, soweit sich 
oder wegen ungerechtfertigter Verurteilung zu- deren Höhe nach der Bemessungsgrundlage (nach 
erkannt hat, gelten als Beitragszeiten der dem Jahresarbeitsverdienst) bemißt, sowie bei 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung, der Feststellung (Neufeststellung) von Leistungen 
sofern der Versicherte vor der Haft Beitrags~, nach dem 31. Dezember 1963. 
zeiten oder Ersatzzeiten in der Pensionsver- (2) Ab 1. Jänner 1964 sind die Pensionen aus 
sicherung nach diesem Bundesgesetz erworben der Pensionsversicherung mit Ausnahme des 
hat und die Beiträge für die gesamte Dauer der Knappschaftssoldes neu zu bemessen, und zwar 
Untersuchungshaft oder Strafhaft unter ent- die Pensionen, bei denen der Stichtag liegt 
sprechender Anwendung des § 48 nachentrichtet vor dem 1. Jänner 1961 mit dem 1'060fachen, 
werden. Die Beiträge gelten als wirksam ent- im Jahre 1961 mit dem 1'050fachen, 
richtet, wenn sie innerhalb von drei Monaten im Jahr.e 1962 mit dem 1'035fachen, 
nach Auszahlung der Haftentschädigung ent- im Jahre 1963 mit dem 1'025fachen 
richtet werden. Die Beitragszeiten gelten in dem· der nach Abs. 4 in Betracht kommenden Pension. 
Zweig der Pensionsversicherung als erworben, in 
dem der Versicherte zuletzt vor der Haftzeit . Für die B,emessung von Hinterbliebenen­
Beitrags- oder Ersatzzeiten zurückgelegt hat. Als pensionen nach Pensions empfängern ist hiebei 
Beitragsgrundlage im Sinne des § 243 gilt die der Faktor maßgebend, der dem Zeitraum ent­
für die Beitragsbemessung herangezogene Bei- spricht, in den der für die Pension des verstor­
tragsgrundlage." benen Pensionsempfängers maßgebende Stichtag 

18. Die Anlage 5 zum Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetz hat zu lauten: 

"Anlage 5 

Aufwertungsfaktoren. 

Die Aufwertung ist vorzunehmen 

für die Jahre, 

1938 und früher 
1939 bis 1946 

1947 
1948 
1949 
1950 
1951 
1952 
1953 
1954 
1955 
1956 
1957 
1958 
1959 
1960 

mit dem Faktor 

10'600 
9'400 
5'300 
3'200 
2'650 
n20 
1'590 
1'430 
1'325 
1'270 
1'220 
1'165 
1'115 
1'085 
1'060 
1'040." 

fällt. 

(3) Bei der Anwendung des Abs. 2 ist für 
Leistungsteile, die unter Zugrundelegung einer 
Bemessungsgrundlage gemäß § 239 beziehungs­
'Yeise § 240 beziehungsweise § 250 Allgemeines 
Sozialversicherungsgesetz berechnet wurden, der 
i Faktor maßgebend, der dem Zeitraum entspricht, 
'in den äer für die Bemessung dieser Leistungs­
teile maßgebende Bemessu?gszeitpunkt fällt. 

(4) Der Neubemessung nach den Abs. 1 und 2 
ist die nach den bisherigen Vorschriften für den 
~Monat Dezember 1963 gebührende Rente (Pen­
sion) einschließlich aller Zuschüsse, jedoch mit 
Ausnahme des Hilflosenzuschusses und der Aus­
gleichszulage, vor Anwendung von Kürzungs­
~nd Ruhensbestimmungen zugrundezulegen. Die 
Neubemessung erfaßt im gleichen Ausmaß alle 
Renten(Pensions)bestandteile; der Kinderzuschuß 
hat jedoch mindestens 53 S zu betragen. 

(5) Zu den neu bemessenen Renten (Pensionen) 
treten ein allfälliger Hilf10senzuschuß und eine 
allfällige Ausgleichszulage nach den hiefür gelten­
den Vorschriften. 

(6) Auf Grund der Neubemessung der Pensio­
nen und auf Grund der sich aus § 292 a Abs. 3 
Allgemeines Sozialv.ersicherungsg·esetz, BGBL 
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4 289 der Beilagen 

Nr. 189/1955, in der Fassung des Art. I Z. 13 
ergebenden Anderung 4es Gesamteinkommens 
ist eine Neufeststellung der Ausgleichszulagen im 
Sinne des § 296 Allgemeines' Sozialversicherungs­
gesetz nicht vorzunehmen. Die sich aus der Neu­
bemessung der Pensionen ergebenden Mehr­
beträge vermindern eine zu der Pension gebüh­
rende Ausgleichszulage. 

(7) Leistungen nach § 529 Abs. 7, 8 oder 9 
Allgemeines Sozialversicherungsgesetz sind ab 
1. Jänner 1964 mit dem 1'060fachen der für den 
Monat Dezember 1963 gebührenden Leistungs­
ansprüche zu bemessen. Die Hälfte der neu be­
messenen Leistung gilt als Grundbetrag. 

(8) Die Neubemessung ist von Amts wegen vor­
zunehmen. Ein schriftlicher Bescheid über die 
Neubemessung ist nur zu erteilen, wenn der B·e­
rechtigte dies bis 31. Dezember 1964 verlangt. 

Artikel III. 

Übe r g a n g s b e s tim m u n gen. 

(1) Die Tierärztekammern haben bis 29. Februar 
1964 den örtlich zuständigen Gebietskranken­
kassen Verzeichnisse aUer ihrer Pflichtmitglieder, 
die im Sprengel der einzelnen Gebietskranken­
kassen ihren Wohnsitz haben, nach dem Stande 
vom 1. Jänner 1964 zu übergeben. 

(2) Personen, die nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes als Pflichtversicherte in die Kran­
ken- und Unfallversicherung einbezogen werden 
und die am 1. Jänner 1964 bei einem Versiche­
rungsunternehmen vertragsmäßig kranken- oder 
unter Einschluß der Arbeitsunfälle unfallver­
sichert sind, können den Versicherungsvertrag 
bis 30. Juni 1964 zum Ablauf des auf die Auf­
kündigung folgenden Kalendermonates aufkün­
digen. Für einen Zeitraum nach dem Erlöschen 
des Versicherungsvertrages bereits entrichtete 
Versicherungsbeiträge (Prämien) sind vom Ver­
sicherungsunternehmen nicht zu erstatten. 

(3) Die Bestimmungen des Art. I Z. 8 und 9 
sind auf Antrag auch auf Versicherungsfälle an­
zuwenden, in denen der' Stichtag nach dem 
31. Dezember 1955 liegt. In den Fällen, in denen 
der Antrag bis 31. Dezember 1964 gest-eHt wird, 
gebührt die Leistung beziehungsweise die Er­
höhung der Leistung ab 1. Jänner 1964, sonst ab 
dem auf die AntragsteIlung folgenden Monats­
ersten. 

(4) Die Bestimmungen des Art. I Z. 17 gelten 
auch in Fällen, in denen der Entschädigungs­
anspruch rechtskräftig vor dem 1. Jänner 1964 
zuerkannt wurde, mit der Maßgabe, daß die Bei­
träge als wirksam entrichtet gelten, wenn sie bis 
zum 31. Dezember 1964 an den zuständigen Ver­
sicherungsträger emrichtet werden. 

Artikel IV. 

S chi u, ß b e s tim m u n gen. 

(1) Die auf Grund der Bestimmungen des Art. I 
Z. 12 und 13 dieses Bundesgesetzes gebührende 
Ausgleichszulage ist von Amts wegen festzu­
stellen. 

(2) Der Beitrag des Bundes zum Ausgleichsfonds 
der Krankenversicherungsträger (§ 447 a Abs. 3 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, 
BGBL Nr. 189/1955) ist für das Jahr 1964 nicht 
zu leisten. 

(3) Die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt 
hat am 15. April 1964 der Pensionsversicherungs­
anstalt der Arbeiter einen Betrag von 194'5 Mil­
lionen Schilling und der Versicherungsanstalt des 
österreichischen Bergbaues einen Betrag von 
5'5 Millionen Schilling zu überweisen. 

Artikel V. 

Wir k sam k e i t s beg i n n. 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit nichts 
anderes bestimmt wird, am 1. Jänner 1964 in 
Kraft. 

(2) Die Bestimmung des Art. I Z. 14 tritt rück­
wirkend mit 1. Jänner 1962 in Kraft. 

Artikel VI. 

Voll z i eh u n g. 

Mit der Vollziehung ist das Bundesministerium 
für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit 
den beteiligten Bundesministerien betraut. 

11. 

Bundesgesetz vom 
mit dem das Gewerbliche Selbständigen­
Pensionsversicherungsgesetz abgeändert wird 
(10. Novelle zum Gewerblichen Selbstän-

digen-Pensionsversicherungsgesetz ). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I. 

Das Gewerbliche Selbständigen-Pensionsver­
sicherungsgesetz, BGBL Nr. 29211957, in der Fas­
sung der Bundesgesetze BGBL Nr. 157/1958, 
BGBL Nr. 6511959, BGBL Nr. 29111959, BGBL 
Nr. 169/1960, BGBL Nr. 295/1960, BGBL Nr. 14/ 
1962, BGBL Nr. 324/1962, BGBL Nr. 8611963, 
BGBL Nr. 185/1963 und BGBL Nr. 254/1963, 
wird abgeändert wie folgt: 
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1. Im § 2 Abs. 2 ist der Punkt am Schluß der 
Z. 4 durch einen Strichpunkt zu ersetzen und 
eine Z. 5 mit folgendem Wortlaut anzufügen: 

,,5. die Pflichtmitglieder d~r Tierärztekam­
mern." 

2. a) Im § 18 Abs. 1 erster Halbsatz ist der 
Ausdruck ,,7 v. H." durch den Ausdruck 
,,7'5 v. H." zu ersetzen. 

b) Im § 18 Abs. 2 erster Satz ist der Ausdruck 
,,252 S" durch den Ausdruck ,,270 S" zu ersetzen. 

3. Im § 26 Abs. 3 ist der Ausdruck ,,14 v. H." 
durch den Ausdruck ,,15 v. H." zu ersetzen. 

4. a) § 27 Abs. 2 hat zu lauten: 

7. § 71 Abs. 4 erster Satz mat zu lauten: 

"Ersatzzeiten der Pensionsversicherung nach 
diesem Bundesgesetz aus der Zeit vor dem 1. Jän­
ner 1952, bei den nach § 2 Abs. 2 Pflichtver­
sicherten aus der Zeit vor dem jeweiligen Wirk­
samkeitsbeginn der Bestimmungen über die 
Pflichtversicherung, und Ersatzzeiten der land­
wirtschaftlichen Zuschußrentenversicherung aus 
der Zeit vor dem 1. Jänner 1957 sind bei An­
wendung der Sonder regelung des Abs. 3 in der 
nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, 
BGBl. Nr. 189/1955, geregelten Pensionsver­
sicherung nicht zu berücksichtigen." 

8. Im § 72 Abs.· 2 lit. d ist die Zitierung 
,,§ 2 Abs. 2 Z. 3 und 4" durch die Zitierung 
,,§ 2 Abs. 2 Z. 3 bis 5" zu ersetzen. 

,,(2) Ab dem Jahre 1964 leistet der Bund zur 
Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz 
einen Beitrag (Bundesbeitrag) in der Höhe des 9. § 73 Abs. 1 hat zu lauten: 

Betrages; um den der für das einzelne Geschäfts- ,,(1) Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension 
jahr erwachsende Gesamtaufwand - ausgenom- hat der Versicherte bei dauernder Erwerbs­
men die Aufwendungen für den besonderen Stei- unfähigkeit, wenn die Wartezeit (§ 65) erfüllt 
gerungsbetrag für Beiträge zur Höherversiche- ist und die für den Versicherten in Betracht 
rung, die Aufwendungen für die Höherversiche- kommende weitere Voraussetzung des § 72 Abs. 2 
rungspension und die Aufwendungen für die zutrifft." 
Ausgleichszulagen ~ die Gesamteinnahmen des' 
Versicherungsträgers für das bett:effende Ge­
schäftsjahr einschließlich der Einnahmen nach 
Abs. 1 - ausgenommen den Bundesbeitrag, die 
Beiträge zur Höherversicherung und die Ersätze 
für geleistete Ausgleichszulagen - übersteigt, 
höchstens jedoch bis zu einem Betrag, der für 
das Jahr 1964 50 Millionen Schilling beträgt und 
für die folgenden Jahre durch -ein besonderes 
Bundesgesetz festgesetzt werden wird." 

b) § 27 Abs. 4 hat zu lauten: 
,,(4) Der Bundesbeitrag nach Abs. 2 ist monat­

lich im erforderlichen Ausmaß, nach Tunlichkeit 
in den Monaten April und September mit je zwei 
Vierzehntel, in den übrigen Monaten mit je 
einem Vierzehntel zu bevorschussen." 

5. Im § 62 Abs. 1 Z. 1 sind die Worte "dieses 
Bundesgesetzes" durch die Worte "der Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes über die Ver­
sicherungspflicht" zu ersetzen. 

6. § 66 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) Die Höchstgrenze der Bemessungsgrund­
lage beträgt, wenn der Stichtag (§ 59 Abs. 2) 
liegt 

in den Jahren 1958 bis 1960 
im Jahre 1961 
im Jahre 1962 ..... . 
im Jahre 1963 

. im Jahre 1964 
im Jahre 1965 
im Jahre 1966 

in den Jahren ab 1967 

1400 S, 
2000 S, 
2300 S, 
2600 S, 
3000S, 
3200 S, 
3400 S, 
3600 S." 

10. Im § 83 zweiter Satz ist der Ausdruck 
,,50 S" durch den Ausdruck ,,53 S~' zu ersetzen. 

11. a) § 89 Abs. 2 lit. k hat zu lauten: 

"k) ein Drittel der nach Kriegsopferversorgungs­
gesetz 1957, BGBl. Nr. 152, und dem 
Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, 
gewährten Grund- und Elternrenten." 

b) § 89 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Der Richtsatz beträgt 

a) für Pensionsberechtigte aus eigener 
"ch \ P,enSlOnsverSl -erung ........... . 

b) für Pensionsberechtigte auf Witwen-
(Witwer)pension ..... " ......... . 

c) für Pensions berechtigte auf Waisen­
pension 

aa) bis zur Vollendung des ~4. Le-

840 S, 

840S, 

bensjahres ................ ' 315 S, 
falls beide Elternteile verstor-
ben sind ................... 475 S, 

bb) nach Vollendung des 24. Lebens-
jahr-es .................. ".. 560 S, 
fans beide Elternteile verstor-
ben sind .............. ".... 840 S. 

Der Richtsatz nach lit. "a erhöht sich für die 
Ehegattin (den erwerbsunfähigen Ehegatten) um 
345 S und für jedes Kind (§ 70) um 100 S, sofern 
diese Personen überwiegend vom Pensionsberech­
tigten -erhalten werden." 
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12. § 90 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten: 15. § 201 hat zu lauten: 

"Unterhaltsverpflichtungen im Sinne des Abs. 1 "E i n z i eh u n gun d Ab f uhr der Be i­
sind, gleichviel ob und in welcher Höhe die t r ä g e zur K r a n k e n- und U n f a 11 v e r­
Unterhaltsleistung tatsächlich erbracht wird, zu si c her u n g seI b s t ä n d i gEr wer b s-
berücksichtigen t ä t i ger. 

bei einem monatlimen Nettoeinkommen 
des Unterhaltspflichtigen 

von 900 S bis 1000 S 
von mehr als 1000 S bis 1100 S 
von mehr als 1100 S bis 1200 S 
von mehr als 1200 S bis 1300 S 
von mehr als 1300 S bis 1400 S 
von mehr als 1400 S bis 1500 S 
von mehr als 1500 S bis 1600 S 
von mehr als 1600 S bis 1700 S 
von mehr als 1700 S bis 1800 S 
von mehr als 1800 S bis 1900 S 
von mehr als 1900 S bis 2000 S 

mit dem 
Betrage 

von 
monatlich 

40 S 
55 S 
70S 
85 S 

110 S 
135 S 
160 S 
190 S 

..... 220 S 
250 S 
300 S." 

§ 201. (1) Die Pensionsversicherungsanstalt der 
gewerblichen Wirtschaft hat den Kranken- und 
Unfallversicherungsbeitrag der gemäß § 8 Abs. 1 
Z. 4 lit. bAllgemeines Sozialversicherungsgesetz, 
BGBL Nr. 189/1955, in der Kranken- und Un­
fallversicherung teilversicherten selbständig Er­
werbstätigen sowie den U nfallversicherungsbei­
trag der gemäß § 8 Abs. 1 Z. 3 lit. a ASVG. in 
der Unfallversicherung teilversicherten selbstän­
dig Erwerbstätigen, wenn diese auch nach dem 
vorliegenden Bundesgesetz pflichtversichert sind, 
einzuziehen und die eingezahlten Beiträge bis 
Zum 20. des der Einziehung zweitfolgenden 
Kalendermonates an die in Betracht kommenden 
Versicherungsträger abzuführen. Für die Ein­
ziehung dieser Beiträge gelten die Vorschriften 
über die Einziehung der Beiträge Zur Pensions-
versicherung nach diesem Bundesgesetz ent-

13. Dem § 192 ist ein Abs. 4 mit folgendem sprechend. 
Wortlaut anzufügen: 

,,(4) Die Tierärztekammern haben bis 29. Fe­
bruar 1964 der Pensionsversicherungsanstalt der 
gewerblichen Wirtschaft Verzeichnisse aller ihrer 
Pflichtmitglieder nach dem Stande vom 1. Jän­
ner 1964 zu übergeben. Die gemäß § 2 Abs. 2 
Z. 5 in die Pflichtversicherung in der Pensions~ 
versicherung einbezogenen Personen haben bis 
30. Juni 1964 Erklärungen über ihre, Einkünfte 
aus der die Pensionsversicherung nach diesem 
Bundesgesetz begründenden Erwerbstätigkeit auf 
Grund des letzten ihnen zugestellten rechtskräf­
tigen Einkommensteuerbescheides bei der Pen­
sionsversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt­
schaft abzugeben." 

14. a) Im § 193 Abs. 1 erster Satz sind die 
Worte "als dem Wirksamkeitsbeginn der Be­
stimmungen des Zweiten Teiles über die Lei­
stungen (§ 204 Abs. 2 lit. b)" durch die Worte 
", bei den im' § 2 Abs. 2 Z. 5 genannten Per­
sonen vor dem 1. Jänner 1964" zu ersetzen. 

b) Im § 193 Abs. 1 vorletzter Satz sind nach 
d,en Worten "Zeitpunkt der Antragstellung" die 
Worte" , bei den im § 2 Abs. 2 Z. 5 genannten 
Personen zwischen dem 1. Jänner 1964 und dem 
Zeitpunkt der Antragstellung" einzufügen. 

c) Im § 193 Abs. 2 erster Satz sind nach den 
Worten "vor dem 1. Juli 1958" die Worte", bei 
den im § 2 Abs. 2 Z. 5 genannten Personen vor 
dem 1. Jänner 1964" einzufügen. 

d) Im § 193 Abs. 2 zweiter Satz haben die 
Worte "vor dem 1. Juli 1958" zu entfallen. 

(2) Die Pensionsversicherungsanstalt erhält zur 
Abgeltung der Kosten, die ihr durch die Einzie­
hung und Abfuhr der Beiträge zur Kranken- und 
Unfallversicherung entstehen, eine Vergütung, 
deren Höhe das Bundesministerium für soziale 
Verw.altung im Einvernehmen mit dem Bundes­
ministerium für Finanzen nach Anhörung der be­
teiligten Stellen festsetzt." 

16. Nach § 201 ,ist ein § 201 a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

"Erw'erbung von Versicherungs­
z e i t e n bei G e w ä h run g von H a f t e n t-

sc h ä d igu ng. 

§ 201 a. Zeiten einer Unbersuchungshaft oder 
Strafhaft, für die ein österreichisches Gericht 
rechtskräftig einen Entschädigungsanspruch we­
gen ungerechtfertigter Untersuchungshaft oder 
wegen ungerechtfertigter Verurteilung zuerkannt 
hat, gelten, sofern der Versicherte vor der Haft 
Beitragszeit,en oder Ersatzzeiten in der Pensions­
versicherung nach diesem Bundes:gesetz erworben 
hat, als Versicherungszeiten dieser Pensionsver­
sicherung, und zwar die vor dem Zeitpunkt, ab 
dem von der betreffenden Versichertengruppe 
(§ 2) erstmals Beiträge entrichtet werden konn­
ten, gelegenen Haftzeiten als Ersatzzeiten und die 
nach diesem Zeitpunkt gelegenen Haftzeiten als 
Beitragszeiten der Pflichtversicherung, sofern die 
Beiträge für die letztgenannten Zeiten nachent­
richtet werden. Die Beitragsgrundlage ist unter 
Zugrundelegung der letzten vor der Haftzeit in 
Betracht kommenden Einkünfte aus der im § 62 
Abs. 1 Z. 1 genannten Erwerbstätigkeit zu ermit­
teln; § 69 Abs. 4 ist entsprechend an1zuwenden. 
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Für das Ausmaß der Beiträge gilt der nach, der 
,zeitlichen Lagerung der Zeiten jeweils ,in Betracht 
kommende Beitragssatz (§ 18 Abs. 1). Die Bei­
träge gelten als wirksam entrichtet, wenn sie in­
nerhalb von drei Monaten nach Auszahlung der 
Haftentschädigung entrichtet werden. Als Bei­
tragsgrundlage im Sinne des § 69 gilt hei Bei­
tragszeiten die für die Beitragsbemessung heran­
gezogene Beitragsgrundlage, bei Ersatzzeiten der 
auf den Versicherungsmonat ,entfallende Teil der 
letzt'en vor der Haftzeit in Betracht kommenden 
Einkünfte des Versicherten aus der im § 62 
Abs. 1 Z. 1 angeführten Erwerbstätigkeit. " 

Artikel n. 
o b erg a n g s- und S chI u ß b e s t i Iffi m u n­

gen. 

(1) Bei Personen, die erst auf Grund des Art. I 
Z. 9 Anspruch auf eine Erwerbsunfähigkeitspen­
sion erhalten und bei denen der Versicherungsfall 
in der Zeit zwischen dem 1. Juli 1958 und dem 
31. Dezerp ber 1963 eingetreten ist, verlängert 
~ich ,der Zeitraum nach § 65 Abs. 4 des Gewerb­
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgeset­
zes, BGBl. Nr. 292/1957, innerhalb dessen die 
Wartezeit e,rfüllt sein muß, um die Zeit vom 
Eintritt des Versicherungsfalles bis zum Zeit­
punkt der Antragstellung, längstens jedoch bis 
zum 31. Dezember 1964. 

(2) In den FäHen des Abs. 1 gebührt die Lei­
stung ab 1. Jänner 1964, wenn der Antrag bis 
zum 31. Dezember 1964 gestellt wird, sonst ab 
dem auf die Antragstellung folgenden Monats­
ersten. 

(3) Auf Grund der sich aus § 90 Abs. 2 ,des Ge­
werblichen Selbständigen-Pensionsversicherungs­
gesetzes in der Fassung des Art. I Z. 12 ergeben­
den Anderung des Gesamteinkommens ist eine 
Neufeststellung der Ausgleichs:zula,g,e im Sinne 
des § 94 des Gewerblichen Selbständigen-Pen­
sionsversich'CTungsgesetzes nicht vorzunehmen. 

(4) Die 'auf Grund der Bestimmungen des 
Art. I Z. 11 und 12 gebührende Ausgleichszula'ge 
ist von Amts wegen festzustellen. 

(5) Ehemaligen Pflichtmiogliedern einer Tier­
ärztekammer, die die Voraussetzungen für eine 
Übergangsrente nach § 193 Gewerbliches Selb­
ständigen-Pensionsversicherungsgesetz bereits vor 
dem 1. Jänner 1964 erfüllt haben, sowi,e Hinter­
bliebenen na,ch solchen Personen mit Ausn.ahme 
der Hinterbliebenen nach Empfängern einer 
übergangs altersrente gebührt die Übergangsrente 
ab dem 1. Jänner 1964, wenn der Antrag bis 
längstens 30. Juni 1964 gestellt wird, sonst mit 
dem der Antragstellung fol>genden Monatse,rsten. 

(6) Die Bestimmungen des Art. 1 Z. 16 gelten 
auch in Fällen, in denen der Entschädigungsan­
spruch rechtskräfüg vor dem 1. Jänner 1964 zu­
erkannt wurde, mit der Maßgabe, daß die Bei-

träge als wirksam entr,ichtet gelten, wenn sie bis 
zum 31. Derzernber 1964 an den Versicherungs­
träger entrichtet werden. 

(7) Bei den in § 37 Abs. 3 Z. 3 des Gewerb­
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgeset­
zes, BGBl. Nr. 292/1957, genannten Personen be­
ginnt die Leistung aus der Gewerblichen Selb­
ständigen-Pen'sionsversicherung mit dem Ablauf 
des Monates, ,in dem die im Abschnitt II des 
Zweiten Teiles beziehungsweise im § 193 des Ge­
werblichen Selbständigen-Pensionsversicherungs­
gesetzes vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt 
sind, frühestens jedoch ab 1. Juli 1958, wenn der 
Antrag auf diese Leistung bis zum 31. Dezember 
1964 gestellt wird. In diesen Fällen verlängert 
sich der Ze,itra.um der letzten 120 beziehungs­
weise 240 Kalendermonate vor dem Stichtag 
(§ 65 Abs. 4 des Gewerblichen Selbständigen-Pen­
sionsversicherungsgese1Jzes) um die Zeit vom Ab­
lauf des Monates, in dem die Voraussetzungen 
für die Leistung erfüllt sind, bis zum Zeitpunkt 
der Antragstellung, längstens jedoch bis zum 
31. Dezember 1964. 

Artikel III. 

Wir k sam ke i t s beg i n n. 

Dieses Bundesgesetz Hitt hinsichtlich der Be­
stimmungen des Art. I Z. 9 und 14 lit. d rück­
wirkend mit 1. Juli 1958, im übrigen am 1. Jän­
ner 1964 in Kraft. 

Artikel IV. 

Voll z i e h u n g. 

Mit der Voll:ziehung ist das Bundesministerium 
für soziale Verwaltung betraut. 

III. 

Bundesgesetz vom 
mit dem das Landwirtschaftliche Zu­
schußrentenversicherungsgesetz abgeändert 
wird (6. Novelle zum Landwirtschaftlichen 

Zuschußren ten versicherungsgesetz ). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I. 

Das Landwirtschaftliche Zuschußrentenver­
sicherungsgesetz, BGBl. Nr. 293/1957, in der Fas­
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 95/1959, 
BGBl. Nr. 167/1960, BGBl. Nr. 296/1960, BGBl. 
Nr. 15/1962 und BGBl. Nr. 186/1963 wird abge­
ändert wie folgt: 

1. § 65 Ahs. 4 erster Satz hat zu ,lauten: 

"Ersatzzeiten der lahdwirtschaftlichen Zu­
s,chlUßrentenversicherung aus der Zeit vor dem 
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1. Jänner 1957 und Ersatzzeiten der Pensionsver­
sicherung der in der gewerblichen Wirtschaft 
sdbständig Erwerbstätigen aus der Zeit vor dem 
1. Jänner 1952, bei den nach § 2 Abs. i des Ge­
werblichen Selbständig,en-Pensionsversicherungs­
gesetzes Pflichtversimerten aus der Zeit vor dem 
jeweiligen Wirksamkeitsbeginn der Bestimmun­
gen über die Pflichtversicherung, sind bei Anwen­
dung der Sonderregelung des Abs. 3 in der nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, 
BGBL Nr. 189/1955, ,geregelten Pensionsversiche­
rung nicht zu berücksichtigen." 

den. Die Beiträge gelten als wirksam entrichtet, 
wenn sie innerhalb von drei Monaten nach Aus­
zahlung der Haftentschädigung entrichtet wer-
den." ' 

Artikel 11. 

o ,b erg an g s h e s tim m u n gen. 

(1) Bei Personen, die erst auf Grund des Art. I 
Z. 2 Anspruch auf eine Erwerbsunfähigkeits­
zuschußreme erhalten und bei denen der Ver­
sicherungsfall in der Zeit zwismen dem 1. Jänner 
1962 und dem 31. Dezember 1963 eingetreten 
ist, verlängert sich der Zeitraum nach § 63 

2. § 67 Abs. 1 hat zu lauten: 'Abs. 4 des Landwirts,chaftlichen Zuschußrenten-
,,(1) Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitszuschuß- versicherungsgesetzes, EGBL Nr. 293/1957, 

rente hat der Versicherte bei dauernder Erwerbs- innerhalb dessen die Wartezeit erfüllt sein muß, 
unfähigkeit, wenn die Wartezeit (§ 63) erfüllt um die Zeit vom Eintritt des Versicherungsfalles 
ist und die für den Versicherten in Betracht kom- bis zum Zeitpunkt der AntragsteIlung, längstens 
mende weitere Voraussetzung des § 66 Abs. 2 jedoch bis zum 31. Dezember 1964. 
zutrifft." (2) llli den Fällen des Abs. 1 gebührt die 

3. Im § 75 erster Satz ist der Ausdruck ,,50 S" 
durch den Ausdruck ,,53 Sec zu erseOZen. 

4. Nach § 180 ist ein § 180 a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

"E r wer b u n g von Ver s ich e run g s~ 
z e i t e n bei G e w ä h run g von Ha f t e n t-

s eh ä d ig u n g. 

§ 180 a. Zeiten einer Untersuchungshaft oder 
Strafhaft, für ,die ein österreichis,ches Gericht 
rechtskräftig einen Entschädigungsanspruch 
wegen ungerechtfertigter Untersuchungshaft oder 
wegen ungerechtfertigter Veruneilung zuerkannt 
hat, gelten, sofern der Versicherte vor der Haft 
Beitragszeiten oder Ersatzzeiten in der Z'uschuß­
rentenversicherung erworben hat, als Versiche­
rungszeiten dieser Zuschußrentenversicherung, 
und zwar die vor dem 1. Jänner 1957 gelegenen 
Haftzeiten als Ersatzzeiten und die nam diesem 
Zeitpunkt gelegenen Haftzeiten als Beitragszei­
ten der Pflichtversicherung, sofern die Beiträge 
für die letztgenannten Zeiten nachentrichtet wer-

Leistung ab 1. Jänner 1964, wenn der Antrag 
bis zum 31. Dezember 1964 gestellt wird, sonst 
ab dem auf die Antragstellung folgenden 
,Monatsersten. 

(3) Die Bestimmung,en des Art. I Z. 4 gelten 
auch in Fällen, in denen der Entschädigungs­
anspruch rechtskräftig vor dem 1. Jänner 
1964 zuerkannt wurde, mit der Maßgabe, daß 
die Beiträge als wirksam entrichtet gehen, wenn 
sie bis zum 31. Dezember 1964 an den Ver­
~jcherungsträger ,entrichtet werden. 

Artikel III. 

Wir k sam k e i t s beg i n n. 

Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich der Be­
stimmung des Art. I Z. 2 rückwirkend mit 
1. Jänner 1962 im übrigen am 1. Jänner 1964 in 
Kraft. 

Artikel IV. 

V 0 I I z i e h u n g. 

Mit der Vollziehung ist das Bundesministerium 
für soziale Verwaltung "betraut. 

Erläuternde Bemerkungen 

I. 

13. Novelle zum ASVG. 

Zu Art. I Z. 1 bis 4, 7, 10 und Art. III Abs. 1 
und 2: 

Die Interessenvertretung der Tierärzte ist seit 
Jahren um die Einbeziehung der freiberuflich 
tätigen Tierärzte III die Sozialversicherung 

bemüht. Die Einbeziehung stand bereits anläß­
lich der Vorberatung der 9. Novelle zum All­
gemeinen SoziaIversicherungsgesetz zur Erörte­
rung, mußte damals jedoch zur Klärung ,einiger 
noch offener' Fragen zurückgestellt werden. 
Inzwischen wurde auch aus dem Kreise der 
Abgeordneten zum Nationalrat ein Initiativ­
antrag (Nr. 185/A) eingebracht, der die Auf-
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nah~e dieses Personenkreises in die SOZial-\ Zweige ~icht in. ein~m sQI~~en Maße langfris.tiger 
versIcherung zum Gegenstand hatte. In letzter Natur smd WIe d'le LeIstungen der PenslOns­
Zeit gelang es, die noch zu klärenden Fragen, versicherung, anderseits aber die Beitrags­
insbesondere die Fortführung des von der Bun- ermittlung wesentlich vereinfacht wird und nach 
deskammer der Tierärzte auf Grund gesetzlicher Angabe der Interessenvertretung der Tie-rärzte 
Ermächtigung eingerichteten Versorgungsfonds, die in Betracht kommenden Höchstbeitrags­
der ebenfalls Leistungen aus dem Grunde des .grundlagen von der überwiegenden Zahl der 
Alters und der Invalidität vorsicht, in einer Tierärzte erreicht oder überschritten werden. -
-befriedigenden Weise zu lösen, so daß nunmehr Die freiberuflich tätigen Tierärzte wel;den 
der Einbeziehung der Tierärzte nichts mehr im - im Zusammenhang mit dem für sie vor­
Wege steht. Die in den vorliegenden Entwürfen gesehenen, sonst für die der Pensionsversiche­
einer 13. Novelle zum Allgemeinen Sozial- rung der Angestellten zugehörigen Versicherten 
versicherungsgesetz und einer 10. Novelle zum geltenden niedrigeren Beitragssatz in der Kran­
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche- kenversicherung - keinen Anspruch auf Kran­
rungsgesetz enthaltene Regelung si,eht im Sinne kengeld haben, weil angenommen werden muß, 
des Wunsches der freiberuflich tätigen Tierärzte daß diese Versicherten, def\en Einnahmen in de'r 
eine vollwertige Sozialversicherung vor, wobei Regel bei oder über der Höchstbeitragsgrundlage 
die Pensionsversicherung nach den Grundsätzen liegen, einer solchen versicherungsmäßigen Vor­
und Bestimmungen des Gewerblichen Selbstän- sorge für den mit einer Erkr'ankung verbundenen 
digen-Pensionsversicherungsgesetzes von der unmittelbaren Einnahmenausfall nicht bedürfen. 
Pensionsversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft und die Kranken- und Unfallver­
sicherung nach den Bestimmungen des Allgemei­
nen Sozialversid1erungsgesetzes von den Ge­
bietskrankenkassen bzw. der Allgemeinen Un­
fallversicherungsanstalt \ durchgeführt werden 
süll. 

Die Einbeziehung der freiberuflich tatlgen 
Tierärzte in die Teilversicherung in der Kran­
ken- und Unfallversicherung wird durch die 
Erweiterung des § 8 Abs. 1 Z. 4 ASVG. vor­
genommen. In dieser Bestimmung ist schon jetzt 
,eine derartige Teilversicherung für die frei­
beruflich tätigen bil-denden Künstler vorgesehen. 
Hinsichtlich der Umschrdbung des pflicht­
versicherten Personenkreises nimmt die in Aus­
sicht genommene Bestimmung ,ebenso wie die 
entsprechende im Entwurf einer 10. Novelle 
zum Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver­
sicherungsgesetz vorgesehene B,estimmung des 
§ 2 Abs. 2 Z. 5 GSPVG. auf die Pflichtmitglied­
schaft bei den Tierärztekammern Bezug. Näheres 
über die Organisation der gesetzlichen Interessen­
vertretung d.er Tierärzte (Tierärztekammern) 
enthalten die Erläuternden Bemerkungen zu 
Art. I Z. 1 des Entwurfes einer 10. Novelle zum 
Gew,erblichen Selbständigen-Pensionsversiche­
rungsgesetz. 

Hinsichtlich des Beginnes und Endes der 
Pflid1tversicherung der Meldungen sowie der 
Beitragshöhe gelten die 'bisher nur für die teil­
versicherten selbständigen bildenden Künstler 
bestimmten Vorschriften in gleicher Weise auch 
für die freiberuflichen Tierärzte. 

Dem Vorschlag der Interessenvertretung -der 
Tierärzte folgend, wurde im Bereich der Kran­
ken- und Unfallversicherung eine feststehende 
Beitragsgrundlage im Ausmaß der Höchst­
beitragsgrundlage vorgesehen. Diese Regelung 
erscheint für di-e genannten Versicherungszweige 
deshalb vertretbar, weil die Leistungen dieser 

Die Einbeziehung der Tierärzte mit Wirksam­
keit ab 1. Jänner 1964 hat auch im Interesse 
einer Gleichbehandlung aller Versicherten eine 
Änderung der Sonderregelung bei Vorliegen von 
Versicherungszeiten in _ mehrer-en Pensions(Ren­
ten)'Versicherungen notwendig gemacht. 

Zu Art. I Z. 5: 

Seit dem Auslaufen der Regelung des Stamm­
gesetzes über den Beitrag des Bundes mit Ende 
des Jahres 1960 konnte der Bundeslbeitrag immer 
wieder nur für ein einzelnes Jahr in Form von 
festen B-eträgen beschlossen werden. Dieser Zu­
litand ist an sich nicht sehr befriedigend, weil ,er 
die für alle Pensionsversicherungsträger so not­
wendige Ansammlung wenigstens besd1eidener 
Vermögensreserven unmöglich macht. Mehrfaro 
ausgearbeitete Vors-chläge für eine neue Dauer­
regelung konnten wegen der angespannten Fi­
nanzlage des Bundes seither nicht verwirklicht 
werden. So muß auch für das Jahr 1964 der Bei­
trag des Bundes wieder mit festen Beträgen 
fixiert werden, wobei den drei Trägern der Pen­
sionsversicherung der Arbeiter gerade nur das 
zukommen wird, was sie zur Deckung des Ab­
ganges und zur Erhaltung der Liquidität 
brauchen. Dessenungeachtet bringt die vor­
liegende Bundesheitragsregelung für das Jahr 
1964 insofern doch einen gewissen Fortschritt, 
als erstmals seit dem Jahre 1955 auch die Pen­
.5!onsversicherungsanstalt der Angestellten und 
die Versicherungsanstalt des österreich ischen 
,Bergbaues einen Bundesbeitrag hekommen wer­
den, sodaß diese Anstalten nur mehr einen Teil 
.ihres Abganges aus den tloch vorhan~enen Ver­
mögensreserven decken müssen. 

.Zu Art. I Z. 6: 

Die bisherige Rechtslage hinsichtlich der Ge­
währung von Anstaltspfl,ege für Angehörige, 
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nach der diese Leistung als satzungsmäßige Mehr­
leistung konstruiert ist, die von der Erfüllung der 
sechsmonatigen Wartezeit durch den Versicherten 
abhängig ist, führt in den Fällen zu Schwierig­
keiten, in denen sich die Notwenditgkeit der An­
staltspflege für ·einen Angehörigen zu einem 
Zeitpunkt .ergibt, in dem der Versicherte die 
Wartezeit noch nicht erfüllt hat. Die Anstalts­
pflege konnte in solchen Fällen vom Versiche­
nmgsträger überhaupt nicht gewährt werden. Da 
gerade die Kosten der Anstaltspflege den Ver­
sich-erten, wenn er 'Sie seIbst zur Gänze tragen 
muß, außerordendich belasten, erscheint es an­
gezeigt, der Satz'ung de~ Versicherungsträgers 
die Möglichkeit zu eröffnen, wenigstens ab dem 
Zeitpunkt, in dem der Versicherte die erforder­
.liche Wartezeit erfüllt hat, die Anstaltspflege 
für den Angehörigen zur Leistung zu über­
nehmen. 

Zu Art. I Z. 8 und 9 und Art. III Abs. 3: 

Gemäß § 229 Abs. 1 Z. 1 lit. a gelten als Er­
satzzeiten nur solche Zeiten einer Beschäftigung 
als Arbeiter, die nach dem Stand der österreichi­
schen Vorschriften am 31. Dezember 1938 die 
Krankenversicherungspflicht begründet haben, 
oder begründet hätten. Diese Voraussetzung trifft 
für die nach § 4 Abs. 3 ASVG. den Dienst­
nehmern Gleichgestellten, insbesondere die Markt­
helfer, Hebammen, Bergführer usw., die erst nach 
dem 1. Jänner 1939 in die Versicherungspflicht 
einbezog,en wurden, nicht zu, so daß für diese 
Personen, auch wenn sie schon vor 1939 ihre 
selbständige Erwerbstätigkeit ausgeübt hatten 
und nicht auch die Ausübung einer unselb­
ständigen Erwerbstätigkeit nachweisen können, 
Ersatzzeiten nicht angerechnet werden können. 
Die Nichtberücksichtigung der von diesen Per­
sonen vor dem Bestand einer Pflichtversicherung 
in der Renten(Pensions)versicherung zurück­
gelegten Beschäftigungszeiten erschien solange 
noch v.ertretbar, als auch für die übrigen selb­
ständig Erwerbstätigen eine Pensionsversicherung 
nicht bestand. Seit dem Inkrafttreten des Gewerb­
lichen Selbs tändilgen-Pensi on sversi cherungsgesetzes 
sind diese den Unselbständigen gleichgestellten 
selbständig Erwerbstätigen insofern benachteiligt, 
als ihnen, wären sie der Pensionsversicherung 
nach dem Gewerblichen Selbständigen-Pensions­
versicherungsgesetz unterstellt, diese Zeiten ihrer 
selbständ~gen Erwerbstätigkeit als Ersatzzeiten 
angerechnet würden. Um diese Benachteiligung 
zu beseitigen, sollen durch die vorgeschlagene 
Ergänzung des § 229 Abs. 1 Z. 4 auch solche 
Zeiten einer selbständigen Erwerbstätigkeit der 
im § 4 Abs. 3 und im § 7 Z. 2 lit. b ASVG. be­
zeichneten Art, die vor dem Zeitpunkt der Ein­
führung der Pflichtversicherung der betreffenden 
Berufsgruppe in die Pensions(Renten)versicherung 
zurückgelegt wurden, als Ersatzzeiten in dem 

nach der Art der Erwerbstätigkeit in Betracht 
kommenden Zweig der Pensionsversicherung an­
gerechnet werden können. Die Anrechnung für 
die Bemessung der Leistung soll in dem gleichen 
Ausmaß erfolgen, in dem derartige Ersatzzeiten 
in der Pensionsversicherung nach dem Gewerb­
lichen Selbständigen -Pensionsversicherungsgesetz 
angerechnet werden, nämlich gestaffelt nach Ge­
burtsjahrgängen mit acht beziehungsweise sieben 
beziehungsweise sechs Monaten für jedes volle 
Kalenderja'hr der Ausübung der betreffenden 
selbständigen Erwerbstätigkeit. 

Der Vollständigkeit halber sei in diesem Zu­
sammenhang hOch auf folgendes verwiesen: 
§ 229 Abs. 3 ASVG. bestimmt, daß die für die 
Bemessung der Leistung zu berücksichtigenden 
Versicherungszeiten um acht beziehungsweise 
sieben beziehungsweise sechs Zwölf tel der Dauer 
von Zeiten selbständiger Erwerbstätigkeit zu 
vermindern sind. Bestand diese selbständige Er­
werbstätigkeit in einer der in den §§ 4 Abs. 3 
oder 7 Z. 2 Et. b ASVG. umschriebenen Art, so 
stellt sie keine Abzugspost für die Pauschal­
abgeltung für Arbeiterbeschäftigungen dar,weil 
eine solche Erwerbstätigkeit nunmehr der Tätig­
keit eines Dienstnehmers gleichgestellt ist und 
daher auch die vor dem 1. Jänner 1939 liegenden 
Zeiten einer solchen Erwerbstätigkeit wie Zeiten 
unselbständiger Erwerbstätigkeit behandelt 
werden müssen. 

Die Änderung im § 243 sieht die Festsetzung 
einer Beitragsgrundlage für die oben genannten 
Ersatzzeiten in Anlehnung an die Ersatzzeiten 
nach § 229 Abs. 1 Z. 1 vor. 

Zu Art. I Z. 11: 

Nach Art. II Abs. 4 des vorliegenden Ent­
wurfes sind der Neubemessungder Renten 
(Pensionen) die für den Monat Dezember 1963 
gebührenden Leistungen einschließlich des Kinder­
zuschusses zugrunde zu legen. Die Aufwertung 
der Leistung,en mit verschieden hohen Auf­
wertungsfaktoren - je nach der Lagerung des 
Stichtages (Art. II Abs. 1 und 2) würde bewirken, 
daß der zu den Leistungen allenfalls gebührende 
Mindestkinderzuschuß je nach dem Anfallstag 
der Leistung verschieden hoch wäre. Zu Pensionen, 
bei denen der Stichtag vor dem 1. Jänner 1961 
liegt, würde ein Kinderzus-chuß in der Höhe von 
mindestens 53 S gebühren. Zu Leistungen mit 
einem Stichtag nach dem 31. Dezember 1963 
wiirdeein Kinderzuschuß von mindestens 50 S 
gebühren. Um diese sozialpolitisch unbefriedi­
gende Auswirkung zu vermeiden, wird im Art. II 
Abs. 4 des Entwurfes vorgeschlagen, daß der 
Kinderzuschuß zu jeder nach den Abs. 1 und 2 
neu bemessenen Pension mindestens 53 S zu be­
tragen hat. Dies soll auch der Mindesbetrag für 
den Kinderzuschuß zu den Neuzugängen sein. 
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Zu Art. I Z. 12 und 13: 

Der bisherigen Rechtslage hinsichtlich der 
Nichtanrechnung von Einkünften auf das Ge­
samteinkommen zur Feststellung der Ausgleichs­
zulalge (§ 292 Abs. 2 ASVG.) wohnt eine Un­
billigkeit insofern inne, als zwar Bezüge aus 
Unterha!ts3J11sprüchen der Eltern gegenüber ihren 
Kindern bei der Ermittlung des Gesamteinkom­
mens außer Betracht bleiben, hingegen die Eltern­
renten na,ch dem Kriegsopferversorgungsgesetz, 
die ihrer Funktion nach die Unterhaltsleistung 
des gefallenen Sohnes an seine Eltern erset~en 
sollen, auf das Gesamteinkommen anzurechnen 
sind. In gleicher Weise wie die erstgenannten 
Bezüge sollen daher auch die nach dem Kriegs­
opferversorgungsgesetz 1957 gewährten Eltern­
renten, zu denen auch die ebenfalls nach den 
Grundsätzen des Kriegsopferversorgungsgesetzes 
gewährten entsprechenden Renten aus der Opfer­
fürsorge gehören, auf das Gesamteinkommen 
nicht angerechnet werden, und zwar -ebenso 
wie schon ·derzeit die nach dem Kriegsopfer­
versorgungsgesetz 1957 und dem Opferfürsorge­
gesetz gewährten Grundrenten - aus finanziellen 
Gründen nur zu einem Drittel. 

Im Zuge der Verhandlungen über den Bundes­
voranschlag für 1964 wurde zwischen den Re­
gierungsparteien auch eine weitere Erhöhung der 
Richtsätze für die Ermittlung der Ausgleichs­
zulage vereinbart, die ihren Grund einerseits 
in der inzwischen eingetretenen Entwicklung auf 
dem Lohn- und Preissektor, anderseits aber 
auch in der im Entwurf vorgesehenen Nach-
ziehung der Pensionen hat. . 

Im Zusammenhang mit dieser Richtsatz­
erhöhung erschien es angezeigt, Unterhaltsver­
pflichtungen erst bei einem monatlidlen Netto­
einkommen des Unterha1ltspflichtigen ab 900 S 
anzurechnen. 

Zu Art. I Z. 14: 

Die hier vorgesehene Zitierungsänderung dient 
der Richtigstellung eines anläßlich der 9. Novelle 
zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz unter­
laufenen Redaktionsversehens. 

Zu Art. I Z. 15: 

Nach der gegenwärtigen Rechtslage ruht die 
Krankenversicherung der Bundesangestellten für 
Personen, die gegen Einstellung ihrer Bezüge be­
urlaubt sind, für die Dauer der Einstellung der 
Bezüge (§ 2 Abs. 5 BKVG. 1937). Diese Regelung 
führt in·· jenen Einzelfällen zu Schwierigkeiten, 
in denen öffentlich Bedienstete aus dem Grunde 
der befristeten Verwendung bei zwischenstaat­
lichen Organisationen oder im Rahmen der Ent­
wicklungshilfe gegen Einstellung der Bezüge be­
urlaubt sind, weil sie während dieser Ver-

wendung für sich selbst und - was noch schwerer 
wiegt - für ihre im Inland zurückbleibenden 
Angehörigen den Schutz der Krankenversicherung 
verlieren. Sie haben auch nicht - wie die Ver­
tragsbediensteten in der nach dem Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz geregelten Kranken­
versicherung - die Möglichkeit der freiwilligen 
Fortsetzung der Krankenversicherung, weil diese· 
Institution im Bereich der Bundeskrankenver­
sicherung nicht vorgesehen ist. Um diese un­
gleiche versicherungsrechtliche Behandlung der 
Vertragsbediensteten einerseits und der öffent­
lich Bediensteten anderseits zu beseitigen und 
den Fortbestand des Krankenversicherungs­
schutzes in den in Rede stehenden Fällen auch 
bei den öffentlich Bediensteten sicherzustellen, 
soll nach dem Entwurf die Beurlaubung gegen 
Einstdlung der Bezüge aus dem Grund der be­
fristeten Verwendung bei zwischenstaatlichen 
Organisationen oder im Rahmen der Ent­
wicklungshilfe nicht zum Ruhen der Kranken­
versicherung der Bundesangestellten führen. Da 
ein solcher Urlaub im allgemeinen nicht für einen 
längeren Zeitraum als drei Jahre gewährt werden 
soII, bnn die Beibehaltung des Wohnsitzes im 
Inland angenommen werden, sodaß die Kranken­
versicherungspflicht im Sinne des § 1 BKVG. 1937 
an sich durch den vorübergehenden Auslands­
aufenthalt nicht unterbrochen wird. Die Beiträge 
sind für diese Zeit - so wie beim Vertrags­
bedienstetEm, der freiwillig weiterversichert 
ist - vom Versicherten selbst zu tragen. Der 
Krankenversicherungsschutz erstreckt sich auf 
den Bediensteten selbst, wobei er bei Sach­
leistungen naturgemäß nur den Anspruch auf 
Ersatz der Kosten gehend machen kann, die der 
Versicherungsträger bei Inanspruchnahme eines 
nicht im Vertrag stehenden Arztes (einer nicht 
im VertrlJg stehenden Einrichtung) vergütet, und 
auf seine Familienangehörigen, solange sie ihren 
gewöhnlimen Aufenthalt im Inland haben. 

Zu Art. I Z. 16: 

Die finanzielle Lage der Krankenversicherungs­
anstalt der Bundesangestellten hat sich in den 
letzten Jahren fast durchgehend verschlechtert. 
Nachdem das Jahr 1958 mit einem Abgang von 
rund 15'4 Millionen Schilling und das Jahr 1959 
mit einem solchen von rund 7'9 Millionen Schil­
ling schloß, konnte in den Jahren 1960 und 1961 
wohl - bedingt dur.ch die im Jahre 1960 vor­
genommene Beitragssarzerhöhung von 3'8% auf 
4'4% - ein überschuß von 14'8 Millionen Schil-
ling beziehungsweise 9'8 Millionen Schilling er­
zielt werden, doch endete das Jahr 1962 bereits 
wieder mit einem Abgang von 5'8 Millionen 
Schilling. Für das Jahr 1963 rechnet die Anstalt 
auf Grund der bisherigen Gebarungsergebnisse 
sogar mit einem Abgang von 27 bis 30 Millionen 
Schilling. Diese bedrohliche Entwicklung der 
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finanziellen Gebarung der Anstalt läßt die Ein- I nen auch bewirken, daß die Anrechenbarkeit der 
leitung gesetzlicher Maßnahmen notwendig er- vorher erworbenen Versicherungs zeiten verloren­
scheinen. Hiebei bieten sich zwei Möglichkeiten geht und ein Pensionsanspruch daher überhaupt 
an: die neuerliche Erhöhung des Beitragssatzes nicht mehr zustandekommt. Mit der vorliegen­
oder die Erhöhung der Höd1Stbemessungsgrund- den Bestimmung soll die Möglichkeit gesciIaffen 
hge. Eine etwa ins Auge zu fassende Erhöhung werden, durch Nachentrichtung von Beiträgen 
des Beitragssatzes von 4'4% auf 4'6% würde für die Dauer der Haftzeit Beitragszeiten der 
Mehreinnahmen vOn rund 17'3 Millionen Schil- Pflichtversicherungin der Pensionsversicherung 
Eng bringen, wovon die Hälfte, also 8'6 Millionen zu erwerben und so auch auf sozialversicherungs­
Schilling, auf die Dienstgeber entfallen würden rechtlichem Gebiet den durch die ungerecht­
und hievon 850/0, also rund 7'4 Millionen Schil- fertigte Untersuchungshaft oder ungerecht­
Eng, auf den Bund. Eine solche Maßnahme, die fertigte Verurteilung entstandenen Nachteil zu 
im Rahmen des bestehenden gesetzlichen Höchst- beseitigen. Der Versicherte wird die von ihm 
satzes bereits im Jahre 1960 durchgeführt wurde, nachzuentrichtenden Beiträge als einen Teil 
würde die Versicherten mit geringerem Ein- seines Haftentschädigungsanspruches geltend 
kommen verhältnismäßig stärker zur Sanierung machen können. An die Stelle der Bestimmun­
heral1ziehen als die Versicherten mit Einkommen gen des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
über 3600 S, weil die Versicherten mit Ein- über die Wirksamkeit der entrichteten Beiträge 
kommen über 3600 S, gemessen an ihren Be- soll in diesen Fällen als einzige Voraussetzung 
zügen, prozentuell geringere Beiträge leisten als für die Wirksamkeit die Einzahlung der. Bei­
die Versicherten mit Einkommen bis zu 3600 S .. träge innerhalb von drei Monaten nach Flüssig­
Aus diesem Grund wird im Entwurf von einer machung der Haftentschädigung treten. 
Erhöhung des Beitragssatzes abgesehen und eine 
Erhöhung der Höchstbemessungsgrundlage vor- Für die bis zum Wirksamkeitsbeginn dieser 
genommen. Durch·. diese Erhöhung im vor- Regelung bereits eingetretenen Fälle der Zuer­
gesehenen Ausmaß werden der Anstalt Mehr- kennung einer Haftentschädigung sieht die 
einnahmen von rund 25'7 Millionen S'chilling über~angs?estimmu~g des Art. III Abs .. 3 die 
zufließen. Für den Bund als Dienstgeber wird M.öghchkelt vor, .dle entspreche?d~n Beltrags­
sich dadur,ch der Krankenversicherungsbeitrag zelten durch Entnchtung der Beltrage bis zum 
einschließlich des Zuschlages für die erweiterte I 31. Dezember 1963 zu erwerben. 
Heilbehandlung um 13'6 Millionen Schilling er-
höhen. 

Zu Art. I Z. 18 und Art. 11: . 
Die Erhöhung der Höchstbemesungsgrundlage 

auf 4800 S wird auch für die Versicherungsanstalt I Durch die 8. Novelle zum Allgemeinen Sozial­
der österreichischen Eisenbahnen, soweit sie die versicher~ngsgese~z wurden die ~eisn~ngen aus 
Krankenversicherung na,ch den Bestimmungen der PensiOnsverslcherung und dle mcht- nach 
des Bundesangestellten-Krankenversicherungs- festen Beträgen bemessenen Leistungen aus der 
gesetzes 1937 durchführt, wirksam werden; der Unfallversicherung auf das .Loh~niveau des 
finanzielle Effekt bei diesem Versicherungsträger Jahres 1959 gehoben. Es war dles dle erste Vor­
wird allerdings im Hinblick auf die geringere aussetzung für die Verwirklichung ei~es Systems 
Zahl der Versicherten und die Einkommens- der laufenden Anpassung der PenSiOnen und 
verhältnisse bei diesen Versi~herten wesentlich Renten an die Entwicklung der Löhne und Ge­
geringer sein als bei der Krankenversicherungs- hälter. Im Zuge der Verhandlungen über den 
anstalt der Bundesangestellten. Bundesvoranschlag für 1964 einigten· sich die 

Zu Art. I Z. 17 und Art. III Abs. 4: 

Wie einige in der ·.letzten Zeit eingetretene 
Fälle gezeigt haben, reichen die bestehenden 
gesetzlichen Vorschriften nicht aus, um bei Per­
sonen, die vom Gericht rechtskräftig einen Ent­
schädigungsanspruch wegen ungerechtfertigter 
Untersuchungshaft oder wegen ungerechtfertig­
ter Verurteilung zuerkannt erhalten haben, die 
durch die Dauer der Untersud1ungs- und Straf­
haft verursachten Nachteile in sozialversiche­
rungsrechtlicher Hinsicht zu beseitigen. Die 
während der Haft nicht erworbenen Versiche­
rungszeiten fehlen- deIJ] Betroffenen nicht nur 
hinsichtlich des Ausmaßes der Pension, sie kön-

beiden Regierungsparteien darüber, den durch 
die Rentenreform der 8. Novelle beschrittenen 
Weg im Hinblick darauf, daß die Renten und 
Pensionen nunmehr schon wieder um vier Jahre 
der Lohn- und Gehaltsentwicklung nachhinken, 
fortzusetzen und eine weitere Nachziehung der 
Pensionen und Renten nach Maßgabe der vor­
handenen Mittel vorzunehmen. Da es sich bei 
diesem Schritt nur um eine Zwischenmaßnahme 
handelt und das Ausmaß der Pcnsions(Renten)­
erhöhung nicht von der Nachziehung auf das 
Niveau eines bestimmten Jahres, sondern, wie 
oben erwähnt, von den für diesen Zweck ver­
fügbaren Mitteln bestimmt wurde, wur~ für 
die Durchführung der Erhöhung nicht er in 
der 8. Novelle zum Allgemeinen Sozialve siche­
rungsgesetz beschrittene Weg der individ ellen 

I 
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Durchrechnung aller seit dem 1. Jänner 1961 
angefallenen Pensionen gewählt, sondern ein 
System einer nach Anfallsjahren gestaffelten per­
zentuellen Erhöhung. Dieses System hat den 
Vorteil,. daß die Pensionserhöhungen maschinell 
in kurzer Zeit durchgeführt und den Berechtig­
ten ohne monatelange Wartezeiten angewiesen· 
werden können. Es wird damit auf die not­
wendige individuelle Umrechnung, die anläßlich 
der künftigen Einführung eines Systems der lau­
fenden Anpassung der Pensionen und Renten an 
die Entwicklung der Löhne und Gehälter vor­
zunehmen sein wird, nicht verzichtet. Die tedl­
nischen Vorbereitungen für diese individuelle 
Umred1l1ung sollen vielmehr unabhängig von 
der gegenwärtig aktuellen Pensions(Renten)nach­
ziehung laufend getroffen werden. 

Zu Art. IV Abs. 2: 

Der Entfall eines Beitrages des" Bundes zum 
Ausgleichsfonds der Krankenversicherungsträger 
im Jahre 1964 entsprimt dem Ergebnis der Ver­
handlungen der Regierungsparteien über den 
Bundesvoransmlag für 1964. ' 

Zu Art. IV Abs. 3: 

Namdem bereits in den Jahren 1956 bis 1960 
die Träger der Unfallversicherung auf Grund 
gesetzlimer Regelung 0'4 v. H. der allgemeinen 
Beitragsgrundlage an die Träger der Pensions­
versimerung der Arbeiter abzugeben hatten, 
zwingt die angespannte Budgetlage des Bundes 
dazu, diesen Weg auch für 1964 wieder zu be­
schreiten. Hiebei soll aber aus Gründen der Ver­
waltungsvereinfachung ein fester Betrag von 
200 Millionen Smilling aus den Mitteln der All­
gemeinen Unfallversimerungsanstalt an die Pen­
sionsversimerungsträger überwiesen werden, die 
die bei der Allgemeinen Unfallversicherungs­
anstalt versimerten Arbeiter in der Pensions­
versimerung versimert halten, das sind die Pen­
sionsversicherungsanstalt der Arbeiter "und die 
Versicherungsanstalt des österreichismen Berg­
baues. Auf Grund dieser Regelung soll der Pen­
sionsversimerungsanstalt der Arbeiter neben 
dem Bundesbeitrag von 1790'8 Millionen Smil­
ling ein Betrag von 194' 5 Millioneri Smilling 
aus den Mitteln der Allgemeinen Unfallversime­
rungsanstalt, somit insgesamt 1985'3 Millionen 
Schilling an Fremdmitteln (im Vorjahr 1830'37 
Millionen Schilling) zufließen. Die Versiche­
rungsanstalt des österreichischen Bergbaues wird 
neben dem Bundesbeitrag von 107'5 Millionen 
Schilling aus den Mitteln der Allgemeinen Un­
fallversimerungsanstalt "5' 5 Millionen Schilling, 
somit insgesamt 113 Millionen Schilling an 
Fremdmitteln (im Vorjahr keine Fremdmittel) 
erhalten. 

1I. 

10. Novelle zum Gewerblichen Selbständigen­
Pensionsversicherungsgesetz. 

Zu Art. I Z. 1, 5, 7, 8, 13, 14 lit. abis c, 15 und 
Art. II Abs. 5: 

\ 

Wie schon in den Erläuternden Bemerkungen 
zum Entwurf einer 13. Novelle zum Allgemeinen 
Sozialversimerungsgesetz ausgeführt wurde, soll 
mit den vorliegenden Gesetzen dem \1Vunsm der 
freiberuflichen Tierärzte nam Einbeziehung in 
die Sozialversicherung Rechnung getragen wer­
den. Die 10. Novelle zum Gewerblichen Selb­
ständigen-Pensionsversicherungsgesetz enthält 
hiezu die für die Aufnahme in die gewerbliche 
Selbständigen-Pensionsversicherung erforderlichen 
Bestimmungen. 

Als gesetzliche Interessenvertretung der Tier­
ärzte besteht auf Grund des Tierärztekammer­
gesetzes, BGBL Nr. 156/1949, in jedem Bundes­
land eine Tierärztekammer, der alle in ihrem 
Sprengel tätigen Tierärzte als Pflimtmitglieder 
angehören. Die Länderkammern sind ihrerseits 
in der Bundeskammer der Tierärzte vereinigt. Da 
den Tierärztekammern neben den selbständig 
tätigen Tierärzten auch unselbständig tätige Tier­
ärzte sowie aus dem Berufsleben bereits ausge­
schiedene Tierärzte als freiwillige Mitglieder an­
gehören können, war es notwendig, den in die 
Pflichtversicherung nach dem Gewerblidlen Selb­
ständigen -Pensionsversicherungsgesetz einbezoge­
nen P.ersonenkreis durch ausdrückliche Erwäh­
nung der Pflidltmitglieder entsprechend abzu­
grenzen. 

Die im Zusammenhang mit der Einbeziehung 
der Tierärzte in die gewerbliche Selbständigen­
Pensionsversicherung vorgesehene Änderung des 
§ 62 Abs. 1 Z. 1 GSPVG. erweist sich aus folgen­
den Gründen "als erforderlim: Alle in die Pen­
sionsversimerung nach dem Gewerblichen Selb­
ständigen-Pensionsversicherungsgesetz bisher ein­
bezogenen Personengruppen un~erliegen. der V. er­
sidlerungspflimt seit dem Wirksamkembegmn 
des .Stammgesetzes, das ist seit dem 1. Jänner 
1958. Wenn daher im § 62 Abs. 1 Z. 1 GSPVG. 
vom Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes 
die Rede ist, dann ist damit der 1. Jänner 1958 
gemeint. Die nunmehr einbezogenen selbständ~­
gen Tierärzte sind die. erste B7rufs?ruppe,. dIe. 
mit einem späteren Zeitpunkt m dIe Versiche­
rungspflidlt einbezogen wird; dementspre.chend 
tritt auf Grund des Art. III Abs. 1 der vorhegen­
den Novelle auch der die Versicherungspflicht 
der Tierärzte regelnde § 2 Abs. 2 Z. 5 GSPVG. 
erst mit 1. Jänner 1964 in Kraft. Durch die im 
§ 62 Abs. 1 Z. 1 GSPVG. durch Art. 1 Z. 5 der 
vorliegenden Novelle vorgenommene Änderung 
soll zum Ausdruck gebracht werden, daß die im 
§ 62 Abs. 1 Z. 1 vom Gesetzgeber aufgestellte 
Fiktion des früheren Wirksamkeitsbeginnes be­
züglich der schon bisher einbezogen gewesenen 
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Personengruppen für die Zeit vor dem 1. Jänner 
1958, für die neu hinzukommenden selbständi­
gen Tierärzte aber für die Zeit vor dem 1. Jän­
ner 1964 gilt, so daß bei dieser Personengruppe 
auch die zwischen dem 1. Jänner 1958 und dem 
1. Jänner 1964 zurückgelegten Zeiten ei.nschlägi­
ger selbständiger Erwerbstätigkeit, die sie man­
gels früherer Einbeziehung in die Pflichtversiche­
rung nicht als Beitragszeiten erwerben konnte, 
.als Ersatzzeiten gelten. 

Die Einbezi.ehung der Tierärzte macht auch im 
Interesse einer Gleichbehandlung aller Versicher­
ten eine .Änderung der Sonderregelung bei Vor­
liegen von Versicherungszeitell in mehr.eren Pen­
sions(Renten)versicherungen (§ 71) notwendig. 

Die zu den §§ 72 und 192 GSPVG. vorge­
sehenen .Änderungen entsprechen den Regelun­
gen, wie sie seinerzei.t auch anläßlich der Einbe­
ziehung der selbständigen bildenden Künstler in 
die Selbständigen-Pensionsversicherung vOrge­
nommen wurden. 

Entsprechend der zu § 62 Abs. 1 Z. 1 GSPVG. 
vorgesehenen Ergänzung, durch die vor dem 
1. Jänner 1964 liegende Zeiten selbständiger 
Erwerbstätigkeit bei den freiberuflichen Tier­
ärzten als Ersatzzeiten gerechnet werden, wurde 
dieser Zeitpunkt des Wirksamkeitsbeginnes der 
vorliegenden Novelle auch im § 193 GSPVG. 
als Stichtag dafür eingeführt, ob den Angehöri­
gen dieser Berufsgruppe Leistungen nach' über­
gangsrecht oder nach Dauerrecht gebühren. Im 
übrigen gelten alle Bestimmungen des 2. Unter­
abschnittes des Fünften Teiles des Gewerblichen 
Selbständigen -Pensionsversicherungsgesetzes auch 
für die freiberuflichen Tierärzte. 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
für die beteiligten Versicherungsträger wie auch 
der Erleichterung für die Pflichtversicherten Tier­
ärzte erschien es angebracht, auch die Beitrags­
einhebung zur Kranken- und Unfallversicherung 
dieser Personen der Pensionsversicherungsanstalt 
der gewerblichen Wirtschaft zu übertragen, so 
wie diese Anstalt auch schon derzeit den Unfall­
versicherungsbeitrag für die selbständigen Ge­
werbetreibenden einzieht. Im Hinblick auf die 
für die Teilversicherung dieser Personen in der 
Kranken- und Unfallversicherung vorgesehene 
Fixierung der Beitragsgrundlage mit f.esten Be­
trägen, die auch beim Beitrag selbst zu einem 
festen unveränderlichen Betrag führt, wird dies·e 
Regelung für die Pensionsversicherungsanstalt 
der gewerblichen Wirtschaft keine allzu sehr 
ins Gewicht fallende Mehrarbeit bedeuten, ander­
seits aber den Versicherten davor bewahren, 
hinsichtlich der Beitragsentrichtung mit zwei ver­
schiedenen Versicherungsträgern in Verbindung 
treten zu müssen. Aus der Tatsache, daß für die 
Einziehung des Kranken- und Unfallversiche­
rungsbeitrages die V~rschriften über die Ein­
ziehung der Beiträge nach dem GSPVG. gelten, 
folgt, daß die Versicherungsanstalt auch diese Bei­
träge im Sinne der Bestimmung des § 19 Abs. 2 

... 
GSPVG. für die Beitragsmonate emes Kalender·· 
vierteljahres gemeinsam vorschreiben kann. 

Einer der Hauptpunkte der der Erstellung des 
vorliegenden Entwurfes vorangegangenen Ver­
handlungen mit der Interessenvertretung der 
Tierärzte war das Nebeneinanderbestehen der 
durc..h· die Einbeziehung der Tierärzte in das 
Gewerbliche Selbständigen-Pensionsversicherungs­
gesetz geschaffenen sozialversicherungsrechtlichen 
Sicherung dieser Berufsgruppe und der Sicherung 
durch den von der Bundeskammer der Tierärzte 
auf Grund gesetzlicher Ermächtigung eingerich­
teten Versorgungsfonds. Dieser von der Bundes­
kammer der Tierärzte verwaltete Versorgungs­
fonds dient satzungsgemäß der Unterstützung 
alter. oder zur Berufsausübung vorübergehend 
oder dauernd unfähig gewordener Fondsmitglie­
der sowie deren Witwen und Waisen. Pflicht­
zugehörige des Fonds sind alle kammerpflichti­
gen' Tierärzte bis zum vollendeten 55. Lebens­
jahr, soweit für sie kein Ausnahmegrund besteht. 
Ausnahmegründe sind insbesondere der Bestand 
eines öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses, 
der Ruhegenußbezug aus einem solchen Dienst­
verhältnis, der Bestand einer Pflichtversicherung 
in der Pensionsversicherung nach dem Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetz oder der Pen­
sionsbezug aus einer gesetzlichen Pensionsver­
sicherung. Nicht pflichtzugehöri.ge Kammermit­
glieder können dem Fonds bis zu ihrem 55. Le­
bensjahr freiwillig beitreten. Die Mittel des Fonds 
werden unter anderem durch Umlagen aufge­
bracht, die von den Fondszugehörigen zu leisten 
sind. D~e Leistungen des Fonds si.nd. Alters-, 
Krankheits-, Invaliditäts- odel; Hinterbliebenen­
unterstützungen. 

Da es gegenüber den übrigen nach dem Ge­
werblichen Selbständigen-Pensionsversicherungs­
gesetz Versicherten nicht vertretbar erschien, 
daß diese neu hinzukommende Berufsgruppe auf 
Grund ihrer weit.er bestehenden Pflichtmitglied­
schaft zum Versorgungsfonds eine zweite der 
Versicherungsleistung ähnliche Leistung einer 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft beziehen 
kann, mußte ein Weg gefunden werden, der 
einerseits diese dauernde Pflichtmitgliedschaft 
zum Versorgungsfonds beseitigt, anderseits es 
aber dem Versorgungsfonds nicht durch den Ver­
lust seiner Mitglieder unmöglich macht, die von 
ihm übernommenen Leistungsverpflichtungen in 
Zukunft zu erfüllen. Von der Erwägung aus­
gehend, daß ein Tierarzt, der in die Pflichtver­
sicherung nach dem Gewerblich.en Selbständigen­
Pensionsversicherungsgesetz eintritt, im allge­
meinen nicht sofort einen Leistungsanspruch er­
wirbt, sondern erst nach Erfüllung der für die 
einzelnen Versicherungsleistungen erforderlichen 
Wartezeit von 5 beziehungsweise 15 Jahren, er­
gab sich, daß in dieser ersten Zeit noch der Schutz 
des Versorgungsfonds, aus dem er sofort Leistun~ 
gen erhalten kann gerechtfertigt ist~ In dieser 
Zeit soll daher nach wie vor die Pflichtmitglied-
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schaft zum Fonds aufrecht erhalten werden. Die 
Interessenvertretung der Tierärzte wird daher 
die Satzung ihres Versorgungsfonds dahingehend 
ändern, daß die Pflichtmitgliedschaft zum Fonds 
ab 1. Jänner 1964 und für die weitere Zukunft 
nur für diese erste Zeit der Kammerzugehörig­
keit, die aus Vereinfachungsgründen einheitlich 
mit 10 Jahren, das ist der Mittelwert zwisdlen 
den Wartezeiten von 5 und 15 Jahren, festge­
setzt werden wird, bestehen soll. Tierärzte, die 
120 Beitragsmonate in der Pensionsversicherung 
nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, 
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversidle­
rungsgesetz oder Notarversicherungsgesetz 1938 
erworben haben, sollen daher auf Grund der 
vorzunehmenden Änderung der Fondssatzung 
von der Pflichtmitgliedschaft ausgenommen wer­
den. Es steht ihnen jedoch wie bisher die Mög­
lichkeit der weiteren freiwilligen Zugehörigkeit 
zum Fonds offen, der damit zu einer freiwilli­
gen neben der Pflichtversicherung bestehen~en 
Versorgungseinrichtung wird, wie sie auch andere 
Berufsgruppen errichtet haben. 

Zu Art. I Z. 2, 3, 6 und 9 und Art. n Abs: 1 
und 2:, 

Der Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension 
nach dem Gewerblichen Selbständigen-Pensions­
versicherungsgesetz ist derzeit neben der Voraus­
setzung der Erwerbsunfähigkeit auch an die wei­
tere Voraussetzung der Bedürftigkeit geknüpft. 
Die Beseitigung dieser zweiten an sich versiche­
rungsfremden Anspruchsvoraussetzung, die sei­
nerzeit ebenso wie die Hemmungsbestimmung 
des § 66 Abs. 4 GSPVG. nur aus finanziellen 
Erwägungen in das Stammgesetz aufgenommen 
worden war, ist seit langem ein besonderer Wunsch 
des betroffenen Versichertenkreises. Ihr Wegfall 
war bereits in Initiativanträgen von Abgeord­
neten bei der Regierungsparteien vorgesehen. 
Darüber hinaus soll eine Lod~erung der Hem­
mungsbestimmung des § 66 Abs. 4 GSPVG. um 
eine Jahresetappe für alle im Jahre 1964 anfal­
lenden Pensionen die Heranziehung einer Höchst­
bemessungsgrundlage von 3000 S statt wie bisher 
vorgesehen von 2800 S ermöglichen und damit 
den Zeitpunkt, ab dem die Höchstgrenze der 
Bemessungs- und der Beitragsgrundlage zusam­
menfallen werden, um ein Jahr vorverlegen. Der 
voraussichtliche finanzielle Mehraufwand wird 
sich - bezogen auf das Jahr 1964 - für die 
erstgenannte Maßnahme (Wegfall der Bedürftig­
keit) auf rund 22 Millionen Schilling, für die 
zweitgenannte Maßnahme (Lo~erung der Hem­
mungsbestimmungen) auf rund 1 Millionen Schil­
ling belaufen. Die finanzielle Situation der Pen­
sionsversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt­
schaft ermöglicht unter Berü~sichtigung des für 
das Jahr 1964 zu erwartenden Beitrages des 
Bundes (siehe Art. I Z. 4) die Durchführung 
der genannten Maßnahmen nur bei Erschließung 

zusätzlicher Mittel. Es wird daher in Aussicht 
genommen, ab 1. Jänner 1964 die Beiträge der 
Pflichtversicherten um 1/2 Prozent auf 7'5 v. H. 
und die Beiträge der Weiterversicherten entspre­
chend auf 15 v. H. zu erhöhen und damit die 
Beitragsbelastung mit derjenigen gleichzuziehen, 
die ein in der Pensionsversicherung der Arbeiter 
Versicherter ab 1. Jänner 1964 infolge der auch 
dort vorgenommenen Beitragssatzerhöhung zu 
tragen haben wird. Durch diese Beitragserhöhung 
ist im Jahre 1964 mit Mehreinnahmen von 
24'5 Millionen Schilling zu rechnen, so daß damit 
die oben genannten Mehrausgaben von insgesamt 
23 Millionen Schilling ihre, Deckung finden 
werden. 

Durch die übergangsbestimmung des Art. II 
Abs. 1 soll für jene Fälle vorgesorgt werden, in 
denen bisher in der Zeit zwischen dem 1. Juli 
1958 und dem 31. Dezember 1963 ein Anspruch 
auf Erwerbsunfähigkeitspension mangels Erfül­
lung der Voraussetzung der Bedürftigkeit nicht 
zustandekam, gleichgültig, ob die Leistung be­
reits beantragt und bescheidmäßig abgelehnt oder 
überhaupt nicht beantragt worden war. Um zu 
vermeiden, daß die seit dem Eintritt des Ver­
sicherungsfalles der Erwerbsunfähigkeit ver­
strichene' Zeit zur Nichterfüllung der Wartezeit 
und damit zur Vernichtung des Anspruches führt, 
soll die Zeit bis zur Antragstellung, längstens 
bis 31. Dezember 1964, die Rahmenfrist des § 65 
Abs. 4 GSPVG. verlängern und damit neutrali­
siert werden. Die Leistung soll in diesen Fällen, 
wie sich aus Art. II Abs. 2 ergibt, frühestens ab 
1. Jänner 1964 gebühren. 

Hinsichtli,ch jener Fälle, in denen der Versiche­
rungsfall der dauernden Erwerbsunfähigkeit vor 
dem 1. Juli 1958 als dem Wirksamkeitsbeginn der 
leistu,ngsremtlichcll Bestimmungen des Gewerb­
lichen Sdbständigen-Pensionsversicherungsgeset­
zeseingetreten ist, tritt durch die Regelungen der 
vorliegenden Novelle keine Änderung der bis­
herigen Rechtslage ein. In soldJ,en Fällen kann 
daher ein Anspruch auf Erwerbsunfähigkeits­
pension nach wie vor nicht entstehen. 

Zu Art. I Z. 4: 
NadJdem i~ Jahre 1963 ein Beitrag des Bun­

des zur gewerblichen Se'1bständigen-Pensionsver­
sicherung aus dem Titel der Ausfallhaftung über­
haupt nicht vorgesehen war, wird im Sinne des 
Ergebnisses der Verhandlungen der Regi'erungs­
parteien über den BUndesvoranschlag für 1964 
für die Zeit ab 1964 wieder eine Ausfallhaftung 
des Bundes vorgesehen, deren Höchstgrenze im 
Jahre 1964 50 Millionen Schilling beträgt und für 
die folgenden Jahre durdJ ein besonderes Bundes­
gesetz festgesetzt werden wird. 

Zu Art. I Z. 10: 

Die Änderung hinsichtlidJ der Höhe des Min­
destkinderzus,dJusses ergibt sich aus der gleidJar­
tig,en. Änderung im BereidJ des Allgemeinen 
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Sozialversicherungsgesetzes durch die 13. Novelle 
zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz. 

Zu Art. I Z. 11 und 12 und Art. 11 Abs. 3 
und 4: 

Die hier vorgesehenen Kn'derungen im Aus­
gleichszulagenrecht entsprechen den gleich,artigen 
Knderungen ,im Entwurf einer 13. Novelle zum 
Allgemeinen SO'Zialversicherungsgesetz. 

Zu Art. I Z. 14 lit. d: 

N ach der geltenden Rechtslage können Wit­
wen, deren Gatte vor dem 1. Juli 1958 verstor­
ben ist, die den Betrieb länger als drei Jahre fort­
geführt und die Betriebsführung erst nach dem 
1. Juli 1958 aufgegeben haben, keine über­
gangswitwenpension erhalten, haben aber auch 
keinen Anspruch nach Dauerrecht. Die vorge­
schlagene Knderung soll der Be'reinigung dieser 
Unstimmigkeit im Gesetzestext dienen. 

Zu Art. I Z. 16 und Art. II Abs. 6: 

Die hier vorgesehene Regelung entspricht in 
ihren Grundzügen der im Entwurf der 13. No­
velle zum AUgemeinen SO'zialversicherungsgesetz 
enthaltenen gleichartigen Regelung im Bereich 
der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen 
Sozialversimerungsgesetz. Es waren jedoch ge­
wisse Anpassungen an die hesonderen Verhält­
nisse der Selbständigen-Pensionsversicherung er­
forderlich, so insbesondere die Teiluh>g der im 
Falle der Zuerkennung einer Haftentschädigung 
zu erwerbenden Versicherungszeiten in Ersatz­
und in Beitragszeiten, weil ,Beitrags.zeiten - a,b­
gesehen von den hier verna,chlässigten Beitrags­
zeiten nach § 61 Abs. 1 Z. 2 GSPVG. - in die­
ser Versicherung überhaupt erst seit dem Inkraft­
treten der Bestimmungen des Gewerblichen Selb­
ständigen-Pensionsversicherungsgesetzes über die 
Versimerungs- und Beitragspflimt erworben wer­
den konnten. 

Zu Art. 11 Abs. 7: 
Durch § 37 Abs. 3 Z. 3 GSPVG. in der Fas­

sung der 5. No:yelle, BGBL Nr. 14/1962, wird 
rückwirkend auf den 1. Juli 1958 verfügt, daß 
.eine Pension nach dem Gewerblichen Selhstän­
digen-Pensionsversicherungsgesetz beim Aus­
.landsa'uf.enthalt des Pensionsberechtigten nicht 
ruht, wenn der Berechtigte in der Zeit vom 
4. März 1933 bis 9. Mai 1945 aus politischen 
oder religiösen Gründen oder aus Gründen der 
Abstammung ausgewandert ist. Diese Bestimmung 
kann naturgemäß nur dann zur Anwendung 
kommen, wenn ein Leistungsanspruch bereits an­
gefallen ist, aber wegen des Ausland·saufenthaltes 
,des Berechügten bisher ruhend gestellt wurde. 
Die Begünstigunlg konnte aber in den Fällen 
nicht wirksam werden, in denen ein Lei,stungs­
antrag von im Ausland befindlichen Personen 
bisher im Hinblick auf den geltenden Ruhens-

tatbestand überhaupt noch nid1t gestellt worden 
war. Um auch diese Personen der auf den 
1. Juli! 1958 rückwirkenden Aufhebung dieses 
Ruhensgrundes teilhaftig werden zu lassen, sieht 
,die vorliegende übergang&bestimmung einen 
J'ückwirkenden Anfal1 der Pen'sion vor, wenn der 
Antrag bis zum 31. Dezember 1964 gestellt wird. 
Die Bestimmung ermöglicht aber auch in den 
schon bisher bescheidmäßvg oder im Leistungs­
.~treitverfahren erledigten Fällen bei ent­
.sprechender AntragsteIlung eine über den bis­
berigen AnfaHs2!eitpunkt hinausgehende rück­
wirkende Gewährung der Leistung. 

m. 
6. Novelle zum Landwirtschaftlichen Zus.huß­

rentenversicherungsgesetz. 

Zu Art. I Z. 1: 

Die Einbezi'ehung der frdberuflichen Tier­
ärzte in die Pensionsv.ersicherung nach dem Ge­
werblichen S ellhständigen -.Pensionsversicherungs­
gesetz mit Wirksamkeit ab 1. Jänner 1964 macht 
im Interesse einer Gleichibehandlung aller Ver­
,simertellJ eine Knderung der Sonderregelung bei 
Vorliegen von Versicherungszeiten in mehreren 
Pens1ions(Renten)versicherungen (§ 65) not­
wendig. 

Zu Art. I Z. 2 und Art. II Abs. 1 und 2: 
So wie im Ber'eich der gewerblichen Sdb­

.ständigen-PensionsverS'imerung durch die 10. No­
velle zum Gewerbli/chen Sel'bständigen-Pensions­
vers.imerungsgesetz sol:1 auch in der landwirt­
.schaftlichen Zuschußrentenversicherung die An­
,spruchsvoraussetzung der Bedürftigkeit bei der 
Erwerbsunfähigkeitszuschußrente wegfallen. Es 
,wilfd auch hier durch eine übergangshestimmung 
dafür Vorsorge getroffen, daß jenen Versicherten, 
die die Erwetbsunfähigkeitszuschußrente bisher 
wegen Nichterfüllung der Voraus·setzung der B'e­
dürftigkeit nicht erhalten konnten, aus der seit 
der ErfüHung der übrigen Anspruchsvoraus­
setzungen verstrichenen Zeit kein Nachteil er­
wäch'st. Es sei aber auch für den Bereich 
des Landwirtschaftlimen Zuschußrentenversiche­
runlgsgesetzes ausdrücklich hervorgehoben, daß 
sich durch diese Bestimmung an ,der bisherigen 
Rechtslage, wonach 'ein Anspruch auf Erwerbs­
unfähigkeitszuschußrente nicht besteht, wenn die 
dauernde Erwerbs,unfähigkeit bereits vor dem InJ- . 
krafttreten der bezüglichen leistungs rechtlichen 
Bestimmungen eingetreten ist, nichts ändert. 

Zu Art. I Z. 3 und 4: 

Die hier vorgesehenen Knderungen und Er­
,gänz'ungen entsprechen den gleichartigen Rege­
lungen, die im Entwurf einer 10. Novelle zum 
Gewe'rblichen Selbständigen-Pensionsversiche·­
rung&g~etz getroffen werden. 
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